
Begriff des ehelichen Vermögens, die Entstehung der 
Vermögensgemeinschaft, die Umwandlung von persön­
lichem Eigentum in gemeinschaftliches, die Grund­
sätze der Vermögensteilung bei Auflösung der Ehe 
sowie die vorzeitige Aufhebung der Vermögensgemein­
schaft während der Ehe.
Mit Problemen der neuen gesetzlichen Regelung des 
Vermögensrechts der Ehegatten in der Volksrepublik 
Bulgarien befaßte sich Prof. Dr. P o p o w  (Sofia). 
Nachdem von 1945 bis 1968 das Prinzip der Vermö­
genstrennung gegolten hatte, entschieden sich 90 % der 
Bürger Bulgariens in der öffentlichen Diskussion über 
den Entwurf des neuen Familiengesetzbuches für die 
Vermögensgemeinschaft der Ehegatten. Als Ergebnis 
der etwa einjährigen Praxis bei der Anwendung des 
neuen Familienkodex vom 22. Mai 1968 sei — wie 
Popow darlegte — festzustellen, daß die Neuregelung 
den Ehegatten mehr Vertrauen und Sicherheit wäh­
rend der Ehe verschafft und daß es nach Ehescheidun­
gen weniger Vermögensstreitigkeiten als früher- gibt.
Auch Dozent Dr. S e i f e r t  erörterte, ausgehend von 
den soziologischen Studien in Vorbereitung des Fami­
liengesetzbuchs der DDR7 i, die Wirksamkeit der ver­
mögensrechtlichen Normen, die allerdings mangels 
spezieller soziologischer Untersuchungen lediglich nach s 
der Praxis der Gerichte und Notariate beurteilt wer­
den könne. Seifert warf ferner die Frage auf, unter 
welchen Voraussetzungen und in welchem Umfang 
zivilrechtliche Normen für die vermögensrechtlichen 
Beziehungen der Ehegatten zueinander — so bei der 
Sicherung des Mitbesitzes und der Mitbenutzung oder 
im Falle der Schädigung des gemeinschaftlichen Eigen­
tums durch einen Ehegatten — oder im Unterhaltsrecht 
angewendet werden könnten.
Probleme der Vermögensgemeinschaft nach rumäni­
schem und polnischem Recht waren Gegenstand der 
schriftlich vorgelegten Referate von Prof. Dr. P o p e s -  
c u ,  Prof. Dr. F e k e t e  (Cluj) und Prof. Dr. G w i a z -  
d o m o r s k i  (Krakow), die an der Konferenz selbst 
nicht teilnehmen konnten.
Die Ausführungen zum polnischen Recht wurden 
durch die Beiträge von Prof. Dr. P i g t o w s k i  und 
Dozent Dr. W i n i а r z (Warschau) ergänzt. Pigtkowski

7 Vgl. Weise, „Wem gehört der Fernsehapparat?“, Der Schöffe 
1964, Heft 8, S. 477 ff.

behandelte in seinem Referat Fragen der gegenseitigen 
Vertretung der Ehegatten und ging in der Diskussion 
noch auf das Wesen der Vermögensgemeinschaft, die 
Bedeutung abweichender vermögensrechtlicher Verein­
barungen der Ehegatten, die Verteilung des Vermögens 
bei Ehescheidung sowie weitere Einzelfragen ein. 
Winiarz’ Darlegungen erstreckten sich auf die Voraus­
setzungen für die Aufhebung der Vermögensgemein­
schaft während und nach Beendigung der Ehe und 
einige damit zusammenhängende Probleme.
Aus der Sicht des rumänischen Rechts beschäftigten 
sich Prof. Dr. F i 1 i p e s c u mit der Problematik der 
gemeinsamen und persönlichen Schulden der Ehe­
gatten und Assistent В i r s а n (Bukarest) mit der 
gegenseitigen Vertretung der Ehegatten.
Abschließend ist auf eine Ausarbeitung von Prof. 
Dr. N i z s a l o v s z k y  hinzuweisen, die einen Über­
blick über die derzeitige Regelung der Vermögens­
beziehungen der Ehegatten in der Volksrepublik Un­
garn gab und darüber hinaus ausführliche rechtsver­
gleichende Betrachtungen enthielt.

Die Beratung endete mit einer eingehenden Erörterung 
der Thematik für die nächste Internationale Familien­
rechtskonferenz im Jahre 1971, zu deren Durchführung 
sich die Comenius-Universität in Bratislava bereit er­
klärt hat. Als Rahmenthema wurcje festgelegt: „Wir­
kungen und Wirkungsmöglichkeiten des sozialistischen 
Familienrechts auf die Stabilisierung von Ehe und 
Familie in Gegenwart und Zukunft“ — ein zentrales 
Problem also, dessen Lösung in allen beteiligten sozia­
listischen Ländern gleichermaßen auf der Tagesord­
nung steht.
Die 3. Internationale Familienrechtskonferenz führte 
zu einem fruchtbaren Gedankenaustausch. Sie hat neue 
Möglichkeiten zu einer Gemeinschaftsarbeit von Fami­
lienrechtswissenschaftlern und -praktikern sozialisti­
scher Länder erschlossen. Die Verwirklichung des Be­
schlusses der Teilnehmer, ein Ständiges Konferenzbüro 
zu schaffen, das u. a. für den schnellen Austausch von 
Informationen über Gesetzgebung, Grundsatzrecht­
sprechung und wissenschaftliche Publikation zu sor­
gen hat, wird die Zusammenarbeit zweifellos auf eine 
noch höhere Stufe heben.

Dr. HANS-HERBERT NEHMER, wiss. Mitarbeiter am Obersten Gericht

Arbeitstagung über ein Informationsmodell im Bereich der Rechtspflege
Nachdem der Verfassungs- und Rechtsausschuß der 
Volkskammer in seinem Bericht über den Einsatz im 
Bezirk Halle im Oktober 1967 auf die Dringlichkeit 
der effektiven Gestaltung der Informationsbeziehungen 
der Rechtspflegeorgane zu den örtlichen Organen der 
Staatsmacht, den gesellschaftlichen Organisationen und 
den Betrieben hingewiesen hatte', untersuchte eine 
vom Obersten Gericht, Ministerium der Justiz, Gene­
ralstaatsanwalt der DDR und Ministerium des Innern 
gebildete Arbeitsgruppe gemeinsam damit zusammen­
hängende Grundsatzfragen und jedes Organ auf sei­
nem Gebiet in verschiedenen Bezirken Einzelfragen 
einer koordinierten planmäßigen Informationstätigkeit. 
Danach haben das Oberste Gericht und das Ministe­
rium der Justiz diese Fragen, soweit sie in ihrem 
Verantwortungsbereich lagen, in einem Entwurf eines

i Vgl. Toeplitz, „Grundsätzliche Aufgaben der Gerichte beim 
weiteren Ausbau der wissenschaftlichen Leitung der Recht­
sprechung“, NJ 1969 S. 584 ff. (587/588).

Teilmodells der horizontalen Informationsbeziehungen 
den Bezirksgerichten zur Diskussion vorgelegt.
Am 12. November 1969 fand nunmehr beim Obersten 
Gericht eine Beratung der Abt. Dokumentation und 
Öffentlichkeitsarbeit mit den stellvertretenden Direk­
toren und den Informationsbeauftragten der ’Bezirks­
gerichte über dieses Informationsmodell und die bis­
her erzielten Ergebnisse der Diskussion statt. An der 
Beratung nahm der Präsident des Obersten Gerichts, 
Dr. T o e p l i t z ,  teil. Ausgehend von den Berichten 
des Verfassungs- und Rechtsausschusses der Volks­
kammer über die Untersuchungen in den Bezirken 
Halle und Rostock, unterstrich er die große Bedeu­
tung dieses Teilmodells, das entsprechend dem Plan 
der gemeinsamen Aufgaben der zentralen Rechts­
pflegeorgane für das Jahr 1970 zu einem Gesamt­
modell entwickelt werden soll2.
2 Vgl. auch Grieger. „Sozialistische Gemeinschaftsarbeit in der 
Justiz“, NJ 1969 S. 630 ff. (633).
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